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Mehr Einnahmen, mehr Gerechtigkeit
Zum Steuerkonzept der LINKEN Von Axel Troost

Die Vorarbeiten des Steuerkonzepts der 
LINKEN stammen aus dem letzten Bun-
destagswahlprogramm. Es fi ndet sich 
aktuell in drei Veröffentlichungen:

1.  Antrag der Bundestagsfraktion
auf Drucksache 17/2944 vom
14. September 2010,

2. Beschluss des Parteivorstandes   
 vom 29./30. Januar 2011,
3. Folder der Bundestagsfraktion vom  
 3. März 2011. 

Die Angaben in den genannten Doku-
menten unterscheiden sich kaum, Än-
derungen sind zumeist dem Zeitverlauf 
geschuldet. Für diesen Beitrag erfolg-
te nochmals eine Aktualisierung, bei-
spielsweise um den Antrag nach Ein-
führung eines Pendlergeldes der Bun-
destagsfraktion vom Mai 2011.

Mehr Einnahmen und mehr Gerech-
tigkeit sind die zentralen Zielsetzun-
gen unseres Steuerkonzepts. Daneben 
spielen lenkungspolitische Überlegun-
gen eine Rolle, so im Bereich der Ener-
giesteuern sowie des Umweltschutzes 
und die Einführung einer Finanztrans-
aktionsteuer zur Finanzmarktstabili-
sierung. Im Sinne von Letzterem wirkt 
generell auch die enthaltene Umvertei-
lung von oben nach unten.

Der primäre Zweck von Steuern ist, 
Mittel bereitzustellen, um die aus der 

Aufgabenerfüllung der öffentlichen 
Hand resultierenden Ausgaben fi nan-
zieren zu können. Demgegenüber dient 
die öffentliche Kreditaufnahme neben 
der Finanzierung langfristiger Investi-
tionen eher der Stabilisierungspolitik, 
beispielsweise für die Konjunktursteu-
erung. In diesem Sinne ist der krisen-
bedingte Anstieg der Staatsverschul-
dung durchaus ökonomisch sinnvoll. 
Der betragsmäßige Zuwachs der Schul-
den aus Banken- und Eurorettung kann 
allerdings erst dann abgeschätzt wer-
den, wenn klar ist, in welchem Umfang 
Bürgschaften gezogen und Kredite ab-
geschrieben wurden. Ein fi nanzpoliti-
scher Vorrang des Ziels Schuldenab-
bau, wie es die Bundesregierung prak-
tiziert, ist daher schon allein deswegen 
nicht ableitbar. Völlig verfehlt ist deren 
Politik des Schuldenabbaus über Aus-
gabenkürzungen. Schulden werden 
langfristig durch höheres Wirtschafts-
wachstum reduziert. Ausgabenkürzun-
gen schwächen die eh schon laue Bin-
nennachfrage. Die verminderte Binnen-
nachfrage verschärft sich selbst, indem 
sie Arbeitslosigkeit und Reallohneinbu-
ßen forciert.

Die Ursache für die hohe Staatsver-
schuldung ist, dass der Staat nicht ge-
nügend Steuern eingenommen hat. 
Die zahlreichen Steuersenkungen für 
Reiche, Vermögende und Unterneh-
men summieren sich allein in den letz-

ten zehn Jahren auf Mindereinnahmen 
in Höhe von über 335 Milliarden Euro. 
Diese Mindereinnahmen wurden noch 
von jeder Bundesregierung mit Kür-
zungsprogrammen beantwortet, was 
zu einem immensen Nachholbedarf bei 
den öffentlichen Ausgaben geführt hat. 
Insbesondere auf kommunaler Ebene 
gibt es einen regelrechten Investitions-
stau. Aber nicht nur Nachholung ist ge-
fordert, sondern es braucht einen öko-
logisch-sozialen Umbau, um ein neues 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum an-
zustoßen, welches den Menschen wie-
der Perspektive und Partizipation er-
möglicht. DIE LINKE hat hierfür ein Zu-
kunftsprogramm in Höhe von 100 Mil-
liarden Euro jährlich aufgestellt. Dies 
mag zwar längerfristig durch höheres 
Wirtschaftswachstum auch mehr Steu-
ereinnahmen generieren, aber er wird 
sich nicht komplett selbst fi nanzieren 
und schon gar nicht in der kurzen Frist.

Mehr Einnahmen muss mittlerwei-
le auch die politische Antwort auf die 
Schuldenbremse sein. Es besteht kein 
Zweifel, dass sie stabilisierungspoli-
tisch schädlich ist. Aber wir werden 
dieses Konstrukt nicht einfach aus der 
Verfassung wieder streichen können, 
denn eine Mehrheit der Bevölkerung 
befürwortet diese. Daher ist das Ge-
bot der Stunde, gerade auch den Län-
dern mehr Einnahmen zu verschaffen. 
In unserem Steuerkonzept sind über 
55 Prozent der Mehreinnahmen, rund 
100 Milliarden Euro, für die Länder vor-
gesehen. Damit wird zugleich der Kon-
fl ikt zwischen den Geber- und Nehmer-
ländern im Länderfi nanzausgleich ent-
schärft. Die Gemeindewirtschaftsteuer 
als Ersatz für die Gewerbesteuer gibt 
den Kommunen eine Finanzierungs-
quelle, die diesen bis zu 20 Milliar-
den Euro Mehreinnahmen verschaffen 
kann. Diese Mehreinnahmen gehen al-
lerdings durch Anrechnung bei der Ein-
kommensteuer und die Abschaffung 
der Gewerbesteuerumlage teilweise zu 
Lasten von Bund und Ländern. Im Steu-
erkonzept sind deren Mehreinnahmen 
daher nur netto erfasst.

Mehr Gerechtigkeit

Steuerpolitik kann aber nicht nur Ein-
nahmenverschaffung für die öffentli-
che Hand sein. Sie hat wesentlichen 
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Einfl uss auf die Verteilung von Einkom-
men und Vermögen in der Gesellschaft. 
Angesichts der seit Jahren ungebrems-
ten Umverteilung von unten nach oben 
kann für DIE LINKE hier nur das Ziel gel-
ten: Die hohen Einkommen und großen 
Vermögen müssen deutlich stärker be-
lastet, die Empfänger/innen von niedri-
gen Einkommen entlastet werden. Das 
ist nicht zuletzt auch ein Gebot des fun-
damentalen Prinzips der Steuergerech-
tigkeit, der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit. Durch 
die zahlreichen Steuerentlastungen der 
letzten zehn Jahre werden große Un-
ternehmen, Reiche und Vermögende 
schon lange nicht mehr so zur Finan-
zierung des Gemeinwesens herange-
zogen, wie es der Entwicklung und Hö-
he ihrer Gewinne und Vermögen ent-
spricht. Steuergerechtigkeit umfasst 
dabei auch den Abbau von nicht mehr 
zu rechtfertigenden steuerlichen Pri-
vilegierungen bestimmter Lebenswei-
sen, wie es beispielsweise in unserer 

Forderung nach Abschaffung des Ehe-
gattensplittings zum Tragen kommt.

Steuerpolitik hat allerdings vertei-
lungspolitische Grenzen: Entlastun-
gen bei der Einkommensteuer errei-
chen nur die, die wenigstens noch so 
viel verdienen, dass sie überhaupt Ein-
kommensteuer zahlen. Die Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns in 
Höhe von zehn Euro kann durch keine 
steuerpolitische Maßnahme kompen-
siert werden.

Die wesentlichen Umverteilungs-
maßnahmen unseres Steuerkonzepts 
sind die erheblich höhere Besteuerung 
von großen Vermögen durch Millionär-
steuer und Reform der Erbschaftsteuer 
sowie die Reform der Einkommensteu-
er. Letztere führt zu einer Entlastung al-
ler Steuerzahler/innen mit einem Brut-
tomonatseinkommen von bis ca. 6.000 
Euro. Wer mehr verdient, muss im Ver-
gleich zu heute mehr Einkommensteu-
er zahlen.

Gerechtigkeit betrifft nicht min-

Mehreinnahmen Steuerkonzept DIE LINKE

Steuer Erläuterungen Milliarden Euro

Millionärsteuer Steuersatz von fünf Prozent auf Privatvermögen, das eine Million 
Euro überschreitet  80

Erbschaftsteuer Höhere Besteuerung hoher Erbschaften 7

Unternehmensbesteuerung Wiederanhebung des Körperschaftsteuersatzes auf 25 Prozent und 
realistische Gewinnermittlung 35

Gemeindewirtschaftsteuer Breite Bemessungsgrundlage; Abschaffung der Gewerbesteuerum-
lage 10

Finanztransaktionsteuer Auf alle börslichen und außerbörslichen Wertpapier-, Derivate- und 
Devisenumsätze 27

Bekämpfung Steuerhinterziehung 15
Besteuerung Extraprofi te aus 
Emissionshandel 4

Mehrwertsteuer

Ermäßigter Umsatzsteuersatz auf Produkte und Dienstleistungen 
für Kinder, apothekenpfl ichtige Arzneimittel, arbeitsintensive Hand-
werksdienstleistungen sowie für den Schienenpersonenfernverkehr; 
Rücknahme des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für die Hotellerie

– 12

Kerosin-, Schiffsbenzinsteuer 4

Bankenabgabe
Belastung von großen oder stark mit spekulativen Geschäften be-
fassten Finanzinstituten, keine Belastung von Sparkassen und Ge-
nossenschaftsbanken 

10

Einkommensteuer

Beseitigung des Mittelstandsbauches; Anhebung des Grundfreibe-
trags auf 9.300 Euro und des Spitzensteuersatzes auf 53 Prozent ab 
einem zu versteuernden Einkommen von 65.000 Euro. Besteuerung 
von Kapitalerträgen zum persönlichen Steuersatz; Abschaffung Ehe-
gattensplitting inklusive Ausgleichsmaßnahmen für Kinder etc.; 
Neueinführung eines Pendelgeldes, durch das jede/r Pendler/in un-
abhängig von der Höhe des Einkommens und der Einkommensteuer 
mindestens 13 Cent pro Distanzkilometer ausgezahlt bekommt

– 6

Saldo Mehreinnahmen 174

der die Frage, wer die Kosten der Kri-
se zu tragen hat. Unsere Bankenabga-
be – nicht zu verwechseln mit der wir-
kungsschwachen Abgabe gleichen Na-
mens der Bundesregierung – und die 
Finanztransaktionsteuer sorgen dafür, 
dass diejenigen, die durch verantwor-
tungslose Spekulation und maßloses 
Profi tstreben maßgeblich die Krise ver-
ursacht haben, auch zur Kasse gebeten 
werden.

DIE LINKE hat als einzige Oppositi-
onspartei ein umfassendes und durch-
kalkuliertes Steuerkonzept. Es zeigt, 
wie durch die gezielte Besteuerung 
der Nutznießer von massiven Steuer-
erleichterungen und entfesselten Pro-
fitsteigerungsmöglichkeiten in den 
letzten Jahren die benötigten Mehrein-
nahmen für die öffentliche Hand bereit-
gestellt werden können.

Axel Troost ist Mitglied des Parteivorstan-
des und fi nanzpolitischer Sprecher der 
Bundestagsfraktion.




